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Preußiſche Geſetzſammlung. 


Jahrgang 1925 | Nr. 9. 


Inhalt: Zweite Ergänzungs verordnung zur Verordnung vom 23. November 1923 über die vorläufige Neuregelung der Ge— 
In halt: werbeſteſtener, S. 41. — Verordnung zur Ausführung der Dritten Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Februar 1924 
(Dritte Preußiſche Steuernotverordnung), S. 42. — Verordnung über die Anderung des Abänderungsgeſetzes vom 28. Februar 1924, 
bete, die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen, S. 43. — Verordnung über die Verlängerung der Wahlzeit der 
Provinzial,Landtage und Kreistage, S. 44. — Verordnung zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichs, 
geſetze ſowie der Preußiſchen Steuernotverordnung und der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht, S. 44. 


(Nr. 12947.) Zweite Ergänzungsverordnung zur Verordnung vom 23. November 1923 über die vor⸗ 
läufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Geſetzſamml. S. 519). Vom 28. März 1925. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 
§ 1. 

Die bis zur Veranlagung der Gewerbeſteuer nach Maßgabe der Verordnung vom 23. November 1923 
(Geſetzſamml. S. 519) und der Verordnung vom 16. Februar 1924 — Erſte Gewerbeſteuerergänzungsverord— 
nung (Geſetzſamml. S. 109) — auf die Gewerbeſteuer vom Ertrage zu leiſtenden Vorauszahlungen mindern ſich 
entſprechend der durch Artikel 1 der Zweiten Verordnung des Reichspräſidenten über wirtſchaftlich notwendige 
Steuermilderungen vom 10. November 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 737) getroffenen Regelung. 

Soweit auf Grund der vorgenannten Verordnung vom 10. November 1924 eine Ermäßigung eintritt, 
mindern ſich erſtmals die im Januar 1925 fällig geweſenen Vorauszahlungen, und zwar um ein volles 
Viertel. 
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Die beteiligten Miniſter werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die für die Zahlung der Gewerbe- 
ertragsſteuer erforderlichen Übergangsbeſtimmungen zu erlaſſen, ſobald das Reich eine Beſtimmung erläßt, 
nach der auch dann, wenn der für die Umſatzſteuer maßgebende Vorauszahlungsabſchnitt einen Monat beträgt, 
die Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer vierteljährlich zu entrichten ſind. 


Artikel II. 

Die Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 519) in der Faſſung der Ergänzungsverordnung vom 16. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 109) 
wird wie folgt geändert: 

Sal, 

S 4 Abſ. 2 erhält folgenden dritten Satz: 

Die Beſchlüſſe der Gemeinden ſind für das Rechnungsjahr zu faſſen. Soweit ſie für das Jahr 1924 
(Kalenderjahr, Steuerjahr, Rechnungsjahr) gefaßt ſind, gelten ſie für die Zeit bis zum 31. März 1925. 
Für das Rechnungsjahr 1925 müſſen die Beſchlüſſe bis zum 30. April 1925 gefaßt ſein; ſie ſollen binnen 
zwei Wochen nach der Beſchlußfaſſung den zuſtändigen Veranlagungsbehörden zugeſtellt werden. 


E $ 2, 
§ 41 ADj. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
fo a wa fe de ane ae 8 l ung von Hmdertfäben find für das Rechnungsjahr zu 
ſaſſen. Soweit ſolche Beſchlüſſe für das Jahr 1924 (Kalenderjahr, Steuerjahr, Rechnungsjahr st find 
gelten fie für die Zeit bis zum 31. März 1925 d VV 


3. 

§ 42 erhält folgenden zweiten und dritten e 

(2) § 41 Abf. 1 Satz 2, 3 findet entſprechende Anwendung. 

(3) Für das Rechnungsjahr 1925 müſſen die Beſchlüſſe bis zum 30. April 1925 gefaßt ſein; ſie 
ſollen binnen zwei Wochen nach der Beſchlußfaſſung den zuſtändigen Veranlagungsbehörden zugeſtellt werden. 
Geſetzſammlung 1925. (Mr. 1294712951. 5 

Ausgegeben zu Berlin, den 30. März 1925. 5 


Hinter § 53 wird als § 53a eingefügt: : 

Beſchließt die Gemeinde für das neue Rechnungsjahr an Stelle der bisherigen Bemeſſungsgrundlage 
nach der Lohnſumme die Bemeſſungsgrundlage nach dem Gewerbekapital ($ 4), fo wird bis zur Feſtſtellung 
der auf die Gewerbekapitalſteuer zu leiſtenden Vorauszahlungen die Lohnſummenſteuer nach Maßgabe der für 
das vergangene Rechnungsjahr zuletzt beſchloſſenen Zuſchläge forterhoben. Nach Feſtſtellung der Voraus. 
zahlungen auf die Gewerbekapitalſteuer ſind die geleiſteten Lohnſummenſteuerbeträge auf die zu leiſtenden A 
Kapitalſteuervorauszahlungen zu verrechnen. : a 

Erhebt die Gemeinde die Lohnſummenſteuer auch für das neue Rechnungsjahr fort, ohne die Höhe der 
Zuſchläge für dieſes Rechnungsjahr beſchloſſen zu haben, ſo gelten bis zur endgültigen Beſchlußfaſſung 
— längſteus jedoch bis zum 30. Juni 1925 — die für das vorangegangene Rechnungsjahr zuletzt beſchloſſe⸗ 
nen Zuſchläge. § 41 Abſ. 5 findet Anwendung. 
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Dieſe Verordnung tritt, ſoweit in Vorſtehendem nichts anderes beſtimmt iſt, am Tage nach ihrer Ver 
kündung in Kraft. 
Berlin, den 28. März 1925. 


ea) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Marx. Severina. Höpker-Aſchoff— Schreiber. 


(Nr. 12948.) Verordnung zur Ausführung der Dritten Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Fe 
bruar 1924 (Dritte Preußiſche Steuernotverordnung). Vom 28. März 1925. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Ubereinftimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: — 

Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1, April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der Faſſung der 
Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555) und des Geſetzes zur 
Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 619) wird wie folgt 
geändert: 

1, § 2 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

(1) Die Steuer beträgt 700 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und feiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen, 

(2) Von dem Aufkommen aus der Hauszinsſteuer find 7/,, nach näherer Vorſchrift des $11 zur Förde 
rung der Neubautätigkeit zu verwenden; ¼ fließen den Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach näherer Vor⸗ 
ſchrift des § 12 zur Deckung der übrigen im § 1 genannten Ausgaben (Gemeindeanteil an der Hauszins⸗ 
ſteuer), ¼4 dem Lande zu. 
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2. An Stelle des § 2 Abſ. 3 tritt folgende Beſtimmung: | 
(3) Steuereingänge aus zurückliegender Zeit werden nach dem zur Zeit des Eingangs geltenden Ver. 
teilungsmaßſtabe verteilt. 


3. $3 erhält folgenden neuen Abſ. 3: j 
(3) Bei Grundſtücken, die am 1. Juli 1914 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit nicht 
mehr als 20 vom Hundert des Wertes belaſtet waren, iſt die Steuer auf Antrag auf 500 vom Hundert und, 
wenn Wohngrundſtücke dieſer Art ausſchließlich vom Eigentümer bewohnt werden, auf 400 vom Hundert 
der Grundvermögenſteuer herabzuſetzen. Iſt das auf dem Grundſtück errichtete Gebäude erſt nach dem 
1, Juli 1914 fertiggeſtellt worden, fo tritt an die Stelle dieſes Tages der Zeitpunkt der Fertigſtellung. 
4. Der § 4 erhält folgende Faſſung: - | 
§ 4. 
Dien Steuerpflichtigen iſt durch eine Erhöhung der geſetzlichen Miete ein Betrag zu gewähren, mit dem 
eine nach den Grundſätzen des Artikels I der Dritten Steuernotverordnung des Reichs aufgewertete Papier- 
markhypothek zu verzinſen wäre, deren Nennbetrag dem Steuerwerte des Grundſtücks eutſpricht. Für die 
Höhe der Verzinſung gilt der im $ 5 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs vorgeſehene Satz. Hier⸗ 
durch find. die Steuerminderungsanſprüche gemäß § 28 Abſ. 3 letzter Satz der Dritten Steuernotverord⸗ 
nung des Reichs mit abgegolten. 
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5. Im $5 treten im Abſ. 1 an die Stelle der Worte „der nach den $$ 3 und 4“ die Worte „der 
nach § 3 Abſ.! und 2”, 

: 6. Im $5 treten im Abf. 2 an die Stelle der Worte „gemäß SS 3 und 4" die Worte „gemäß $ 3 
Abſ. 1 und 24. E 8 i 

7. Im 8 8 treten im Abſ. 1 an die Stelle der Worte „gemäß § 2 Abf. 2a und 3 und den §§ 3 
und 44 die Worte „gemäß § 2 Abf. 2a und gemäß $ 3. 

8. Im $ Sa fällt der Abf. 2 fort. 

9. Im 8 Sa treten im Abſ. 3 an die Stelle der Worte „gemäß $$ 3 und 4” die Worte „gemäß 
§ 3 Abſ. 1 und 2, 

10. Der $11 Abſ. 1 Satz! erhält folgende Faſſung: lai 

(1) Der zur Förderung der Neubautätigkeit beftimmte Teil der Hauszinsſteuer ($ 2 Abſ. 2) fällt zu 
% dem Staate, zu ½ nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens den Stadt, und Landkreiſen zu. 

11. Im $ 11 Abſ. 1 Satz 2 wird hinter dem Worte „Städte“ eingefügt das Wort „Landgemeinden“. 

12. Im 8 11 Abſ. 1 wird hinter Satz 3 folgende neue Beſtimmung eingefügt: Die beteiligten 
Miniſter können beſtimmen, daß als Bevölkerungszahl an Stelle des Ergebniſſes der letzten Volkszählung 
das Ergebnis ſpäterer amtlicher Feſtſtellungen zugrunde gelegt wird. 

13. Der dritte Abſchnitt „Schlußbeſtimmungen“ erhält folgende Faſſung: 

§ 14, ; 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1925 in Kraft. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 191) in der durch die eingetretenen Abänderungen bedingten Faſſung, ſoweit ſie die Hauszinsſteuer 
betreffen, unter der Bezeichnung „Hauszinsſteuerverorduung“ in fortlaufender Paragraphenfolge zu ver— 
öffentlichen. N 

: 815. 
Die Ausführung der Verordnung liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 
Berlin, den 28. März 1925. 


- (Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Marx. Höpker-Aſchoff. 


(Nr. 12949.) Verordnung über die Anderung des Abänderungsgeſetzes vom 28. Februar 1924, betreffend 
die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen (Geſetzſamml. S. 119). Vom 
28. März 1925. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Einziger Artikel. ; 

: Das Geſetz vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) zur Anderung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen (Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung des 
Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361), 
der Verordnung zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwerkänderung dom 1. September 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 415) und der Verordnung des Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 478) 
wird wie folgt geändert: N i 5 

Im, Artikel II treten an die Stelle der Worte „mit dem 31. März 1925 die Worte 

„mit dem 30, Juni 192511, ; 


Berlin, den 28, März 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Mare, Höpker-Aſchoff. 
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(Nr. 12950.) Verordnung über die Verlängerung der Wahlzeit der Provinzial⸗Landtage und Kreistage. 
Vom 28. März 1925. 


Das Staatsminifterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchüſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 
Einziger Artikel. 


(1) Die Wahlzeit der Abgeordneten der Provinzial (Kommunal) Landtage und Kreistage wird bis 
zum 1. Juli 1925 verlängert. 


(2) Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 19. Februar 1925 in Kraft. 
Berlin, den 28. März 1925. 


(Siegel) Das Preußische Staatsminiſterium. 
Marx. Severing. 


(Nr. 12951.) Verordnung zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze 
ſowie der Preußiſchen Steuernotverordnung und der Ausführungsverordnung zur Verordnung 
über die Fürſorgepflicht. Vom 28. März 1925. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 


Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 487) . 
in der Faſſung der Verordnungen vom 24 November 1923 (Geſetzſamml. S. 535), vom 17. Januar 1924 
(Gefebfamml. S. 45), des Geſetzes vom 18. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 113), der Verordnung zur Aus» 
führung der Dritten Steuernotverordnung des Reichs (Preußiſche Steuernotverordnung) vom 1. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 191), der Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555) 
und der Verordnung vom 11, November 1924 (Geſetzſamml. S. 732) wird wie folgt geändert: 


81. 
Im $1 werden die Worte „vom 23. Juni 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 494 — in der Faſſung der 
Dritten Steuernotverordnung“, in $ La und $ 3 die Worte „in der Faſſung der Dritten Steuernotverordnung“ 
durch die Worte „und ſeiner Abänderungen“ erſetzt. : 


§ 2. 

§ erhält folgende Faſſung: 

(1) Der nach § 6 Abſ. 1 den Gemeinden für das Rechnungsjahr 1925 zuſtehende Anteil an der Reichs- 
einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer wird jeweils nach dem Verhältnis der Rechnungsanteile verteilt, die nach 
den Vorſchriften der $$ 21 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt worden ſind. An Stelle dieſer 
Rechnungsanteile treten die auf Grund des Artikels 1 Ziffer 2 der Verordnung vom 11. November 1924 
(Geſetzſamml. S. 732) feſtgeſetzten Rechnungsanteile, wenn ſie höher ſind. Beträgt der von einer Gemeinde 
zu erwartende Kopfbetrag der Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer bei Zugrunde⸗ 
legung ihrer Rechnungsanteile und von fünf Sechſteln des auf alle preußiſchen Gemeinden einſchließlich derer 
des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets (nach Abzug des an die Landesſchulkaſſe abgeführten Anteils) für 
das Rechnungsjahr 1924 nach dem Stande des 31. März 1925 entfallenen Betrags weniger als 80 vom Hundert 
des Kopfbetrags ihres Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1911 nach dem Stande des 
1. Januar 1912, fo find ihre Rechnungsanteile fo weit zu erhöhen, daß bei Zugrundelegung des genannten 
Betrages der Kopfbetrag der Aberweiſungen 80 vom Hundert des Kopfbetragsdes Gemeindeeinkommenſteuerſolls 
für 1911 erreicht; ſoweit er mehr als 200 vom Hundert beträgt, find die Rechnungsanteile fo weit herab- 
zuſetzen, daß ſie von dem 200 vom Hundert überſteigenden Betrage nur 10 vom Hundert erhält. Auf Antrag 
des Gemeindevorſtandes tritt an Stelle des Kopfbttrags des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungs: 
jahr 1911 der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1913 nach dem Stande 
vom 31. März 1914, ſoweit er um mehr als 20 vom Hundert höher iſt. Soweit das Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuerſoll für die Rechnungsjahre 1911 und 1913 in den Ergebniſſen der amtlichen ſtatiſtiſchen Erhebung 
niedergelegt iſt, ſind dieſe Ergebniſſe maßgebend. : 
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2) Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll für das Nechnungs⸗ 
jahr 1911 oder 1913 iſt die Einwohnerzahl nach der Volkszählung des Jahres 1910, für die Berechnung 
des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1925 die Einwohnerzahl nach der Volkszählung des Jahres 1919 
unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1925 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der 
Militärperſonen zugrunde zu legen; im übrigen wird auf Antrag des Gemeindevorſtandes, wenn ſich ergibt, 
daß ſich die Einwohnerzahl einer Gemeinde nach dem Stande des 10. Oktober 1924 gegenüber ihrer Cin- 
wohnerzahl nach der Volkszählung des Jahres 1919 um mehr als 20 vom Hundert erhöht hat, der nach 
der Volkszählung des Jahres 1919 maßgebenden Einwohnerzahl auf Antrag die Erhöhung hinzugerechnet, 
ſoweit ſie 20 vom Hundert überſteigt. 

(3) Die Anträge müſſen innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach Verkündung dieſer Verordnung 
bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt fein. 

(4) Für die Gemeinden (Gutsbezirke) des ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets werden unter 
entſprechender Anwendung der vorſtehenden Beſtimmungen Rechnungsanteile in der Höhe feſtgeſetzt, wie ſie 
dem Betrag entſpricht, welchen die Gemeinde (Gutsbezirk) für das Rechnungsjahr 1924 nach dem Stande 
des 31. März 1925 aus der Reichseinkommen- bzw. Körperſchaftſteuer erhalten hat. 


8 3. 

Hinter § 9 wird folgender $ Ib eingeſchaltet: 

Ergibt fic) aus einer nachträglichen Veränderung der Rechnungsanteile einer Gemeinde (Gutsbezirk) für 
das Nechnungsjahr 1924 eine Rückzahlungsverpflichtung, ſo werden die noch geſchuldeten Beträge zu Laſten 
des Gemeindeanteils an der Reichseinfommen- und Körperſchaftſteuer niedergeſchlagen, ſoweit fie 20 vom 
Hundert der auf die Gemeinde für das Rechnungsjahr 1924 aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaft⸗ 
ſteuer entfallenden Überweiſungen überſteigen. 5 a 

§ 4, 

Hinter § 9b wird folgender $ Ie eingefchaltet: - 

(1) Falls bei Umgemeindungen von Teilen einer Gemeinde (Gutsbezirk) über die Verteilung der Cine 
kommen- und Körperſchaftſteuerrechnungsanteile unter den beteiligten Gemeinden Vereinbarungen nicht zu— 
ſtande gekommen find, iſt die Verteilung im Auseinauderſetzungsverfahren nach Maßgabe der Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetze vorzunehmen. Die Verteilung der Umſatzſteuer ($ 10) wird in dieſen Fällen für die beteiligten 
Gemeinden (Gutsbezirke) durch die beteiligten Miniſter neu geregelt. 5 

(2) Für Gemeinden, welche erſt nach dem 31. Dezember 1922 gebildet worden find, find unter ent 
ſprechender Anwendung der Beſtimmungen des $ 9 Af, 1 und 2 auf Antrag des Gemeindevorſtandes die 
Rechnungsanteile fo feſtzuſetzen, daß der Kopfbetrag der auf die Gemeinde entfallenden Überweiſungen dem 
niedrigſten Kopfbetrag einer Gemeinde des belreffenden Landkreiſes entſpricht. allen 


$ 5. 

§ 10 erhält folgende Faſſung: 

An dem nach § 7 Abſ. 1 den Gemeinden zuftehenden Anteil an der Umſatzſteuer werden die Gemeinden 
unter Zugrundelegung der bei der letzten, vor Beginn des laufenden Rechnungsjahrs ſtattgehabten Volts: 
zählung ermittelten Bevölkerungszahlen i 8 

für die erſten 2 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,00 


» weitere 3 000 » » » 1,25 
» » 5 000 » » » » » 1 n 50 
» » 15 000 » » » » 5 177 5 
» » 25000 » » » » » 2,00 : 


A » » 5 0 0 0 0 » » » » » 
für die darüber hinausgehende Einwohnerzahl zu einem Verhältuisſatze von 2,50 für den Einwohner, be 
teiligt § 9 Abf. 2 zweiter Halbſatz, Abſ. 3 finden entſprechende Anwendung. 
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: Sine 
Hinter § 10 wird folgender $ 10a eingefügt: 
: Die Kirchſpiellandgemeinden der Kreiſe Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum haben die 
Bauernſchaften (Dorfſchaften) an den Reichsſteuerüberweiſungen nach billigem Ermeſſen zu beteiligen. Kommt 
ein Ausgleich nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Kreisausſchuß endgültig. f 


ST, 
§ 12 erhält folgende Faſſung: : ö 
: () Der nad) § 6 Abſ. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körper⸗ 
ee wird unter den Landkreiſen nach der Summe der Rechnungsanteile unterverteilt, die gemäß $ 9, 
§ ge für die Beteiligung der den einzelnen Landkreiſen zugehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) maßgebend ſind. 
(2) § 9b findet entſprechende Anwendung. a 
14 


See 


§ 8, 
§ 13 erhält folgende Faſſung: 
Der nach § 7 Abſ. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Umſatzſteuer wird nach der Summe der 
Verhältnisziffern verteilt, die gemäß § 10 für die Beteiligung der den einzelnen Landkreiſen angehörigen Ge⸗ 
meinden (Gutsbezirke) maßgebend ſind. 


§ 9. 
$ 14 Abſ. 1 erhält mit Wirkung vom 1. April 1923 folgenden Zuſatz: 
Im Falle von Gebietsveränderungen wird das Beteiligungsverhältnis unter Berückſichtigung dieſer 
Veränderungen durch die beteiligten Minifter nen feſtgeſtellt. 


: § 10, 

In $16 Abſ. 1 und § 23 Abſ. 1 werden mit Wirkung vom 1. April 1924 hinter die Worte „ver⸗ 
anlagten Realſteuern“ eingefügt die Worte „wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunal⸗ 
abgabenrechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis- und 
Provinzialabgabengeſetzes für die Unterverteilung zu veranlagen find’. 


§ 11. 

§ 17 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: a 

(2) Beſchluſſe, die für die Zuſchläge zu den Uberweifungen und zu den Realſteuern ein höheres Ver⸗ 
hältnis als 1:3, und Beſchlüſſe, die die Zuſchläge zur Grundvermögenſteuer anders als die zur Gewerbeſteuer 
feſtſetzen, ſowie Beſchlüſſe, nach denen von den Uberweifungen mehr als 50 vom Hundert erhoben werden 
ſollen, bedürfen der Genehmigung. 

§ 12. 

$ 18 erhält folgende Faſſung: 

(1) Der nach $ 6 Abf. 3 den Provinzen (Bezirksverbänden) zuſtehende Anteil an der Einkommen- und 
Körperſchaftſteuer wird nach der Summe der Rechnungsanteile verteilt, die gemäß $$. 9, 9c für die 
geben der den einzelnen Provinzen (Bezirksverbänden) angehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) maß⸗ 
gebend ſind. : sas 

(2) SID findet entſprechende Anwendung. 

§ 13, 

§ 21a erhält folgende Faſſung: 

Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, für das Rechnungsjahr 1925 ein 
Fünftel des dem Lande überwieſenen Aufkommens an Kraftfahrzeugſteuer der Rheinprovinz, der Provinz 
Weſtfalen und dem Bezirksverbande des Regierungsbezirkes Wiesbaden für beſondere Zwecke des. Wegebaues 
und der Wegeunterhaltung zu überweiſen. Soweit über das Beteiligungsverhältnis eine Einigung zwiſchen 
den beiden Provinzen und dem Bezirksverbande des Regierungsbezirkes Wiesbaden nicht zuſtande kommt, 
entſcheiden die Miniſter des Innern und der Finanzen. 

Die Rheinprovinz und die Provinz Weſtfalen find berechtigt, den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 
hinſichtlich ſeiner Hauptdurchgangsſtraßen an ihrem Sonderanteile zu beteiligen. 


: S 14 
Ss + 
Hinter $ 43 wird folgender $ 43a eingeſchaltet: 
Die für das Rechnungsjahr 1924 bei der Einziehung der Kreis- und Provinzial (Bezirks⸗) Umlagen 
den Juſchlägen zugrunde gelegten Verteilungsmaßſtäbe gelten als endgültig, fofern nicht bis zum 30. Juni 1925 
die Kreis- oder Provinzial⸗ (Landes) Ausſchüſſe ausdrücklich etwas anderes beſchließen. 


815. 
Hinter § 44 wird folgender § 44a eingeſchaltet: 
Für die in den $$ 27 bis 29 behandelten ſonſtigen Gemeindeverbände findet § 43 a ſinngemäß An⸗ 
wendung. 
§ 16. 
Die $$ ga, 28, 49, 51 bis 54 treten außer Kraft. 


817. 
§ 56 erhält folgende Faſſung: : 
Dieſes Gefe tritt am 1. April 1926 außer Kraft. 


1 


Artikel II. 

Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 190) in der Faſſung der 
Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555) und des Geſetzes zur 
Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 619) wird wie 

) e MES 
folgt geändert sı. 

$ 12 erhält folgende Faſſung: Be 

Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer ($ 2 Abſ. 2) erhalten die Stadt⸗ und Landkreiſe ein 
Fünftel nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens. Der Reſt wird nach Abzug eines Betrags in Höhe von 
3 vom Hundert auf die Stadt- und Landkreiſe nach Maßgabe der einfachen Bevölkerungszahl 88 Abſ. 2, 3 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze) verteilt. Ergibt ſich, daß die Zahl der in 
einem Stadt oder Landkreis unterſtützten Kleinrentner und unterſtützten Empfänger von Invaliden» Witwer, 
Witwen- und Waiſenrenten und von Ruhegeld aus der Invaliden: und Angeftelltenverficherung nach dem 
Stande vom Oktober des abgelaufenen Rechnungsjahrs mehr als 2 vom Hundert der Bevölkerungszahl 
beträgt, fo iſt auf Antrag für die Berechnung des Anteils die Bevölkerungszahl des Stadt- oder Landkreiſes 
für jedes weitere Zehntelprozent um ein Zehntel zu erhöhen. Der Antrag muß innerhalb einer Friſt von 
4 Woden nach Verkündung dieſer Verordnung bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt ſein. Der 
nicht zur Verteilung auf die Stadt- und Landkreiſe gelangende Betrag wird den beteiligten Miniſtern zur 
Unterſtützung ſolcher Stadt- und Landkreiſe überwieſen, die durch Fürſorge für aus den abgetretenen Gebieten 
eingewanderte hilfsbedürftige Perſonen belaſtet ſind. 


un 
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$ 13 wird geſtrichen. 
Artikel III. 
Die Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 100) vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 210) wird wie folgt geändert: 
8 8 1. 

§ 14 erhält folgenden zweiten und dritten Abſatz: 

(2) Kreisangehörige Gemeinden oder engere Gemeindeverbände (rheiniſche Landbürgermeiſtereien, weft. 
fäliſche Amter und Kirchſpiellandgemeinden in den Kreiſen a d e Süderdithmarſchen und 
Sufum) tragen 30 vom Hundert des in ihnen entſtehenden fachlichen Aufwandes für die dem Landkreis als 
Bezirksfürſorgeverband obliegenden Fürſorgeaufgaben. 

(3) Soweit kreisangehörige Gemeinden oder engere Gemeindeverbände den in ihnen entſtaudenen Für⸗ 
ſorgeaufwand nicht ſelbſt zu tragen haben, hat ihnen der Bezirksfürſorgeverband erforderlichenfalls ange— 


meſſene Vorſchüſſe zu gewähren. Kommt eine Vereinbarung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Bezirksausſchuß 
über Art und Höhe der Vorſchußleiſtung endgültig. 


8 2, 


Im $15 werden die Worte „Iheiniſchen Laudbürgermeiſtereien, weſtfäliſchen Amtern und Kirchſpielland— 
gemeinden in den Kreiſen Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum)“ geſtrichen. 


un 
o 


9 
9. 


§ 16 Abſ. 4 und $ 35 werden geſtrichen. 


Artikel IV. 
Dieſe Verordnung tritt, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, mit Wirkung vom 1. April 1925 in 
Kraft. Die Ausführung liegt den beteiligten Miniſtern ob. 


Berlin, den 28. März 1925. 


(Siege). Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Marx. Severing. Hirtſiefer. Höpker⸗Aſchoff. 
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